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Leitsätze Der Umstand, dass der Beklagte

seinerzeit den Sachverhalt nicht
umfassend ermittelt und auf dieser
unsicheren Grundlage eine Herabsetzung
des zuerkannten GdB getroffen hat, geht
zu seinen Lasten, wenn die in der
Vergangenheit liegenden tatsächlichen
Verhältnisse nicht mehr vollständig
aufgeklärt werden können (im Anschluss
an LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom
28.03.2019, L 13 SB 101/16, juris).
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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn

vom 23.07.18 abgeÃ¤ndert und der Bescheid vom 26.10.2015 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheids vom 03.11.2016 teilweise aufgehoben.

Der Grad der Behinderung betrÃ¤gt Ã¼ber den 29.10.2015 hinaus 40.

Im Ãœbrigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
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Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin die HÃ¤lfte der auÃŸergerichtlichen Kosten im Klage- und

Berufungsverfahren zu erstatten.

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin wehrt sich gegen die Herabsetzung des ihr zuerkannten Grades der
Behinderung (GdB).

Mit Bescheid vom 30.10.2009 stellte der Beklagte bei der 1956 geborenen
KlÃ¤gerin den GdB mit 50 ab 29.01.2009 fest. Dem lag die versorgungsÃ¤rztliche
Stellungnahme vom 25.10.2009 zu Grunde, in welcher, unter anderem gestÃ¼tzt
auf den vorlÃ¤ufigen Entlassbericht des Krankenhauses B vom 14.03.2009 mit den
Diagnosen eines Zustands nach brusterhaltender Therapie der rechten Mamma bei
Mamma-Karzinom am 18.02.2009 (pT2, pN0, G3, L0, V0, R0, MX) und nach
Resektion der rechten Mamma caudal und dorsal hautschalenfÃ¶rmig unter
Mitnahme eines noch axillÃ¤ren Nachresektats am 11.03.2009, die Erkrankung der
rechten Brust in HeilungsbewÃ¤hrung mit einem Einzel-GdB (zugleich auch Gesamt-
GdB) von 50 bewertet und eine NachprÃ¼fung fÃ¼r MÃ¤rz 2014 empfohlen wurde.

Im Februar 2010 erfolgte bei der KlÃ¤gerin die Entfernung der EierstÃ¶cke wegen
eines erblichen Karzinomrisikos.

Im Zuge des im April 2015 eingeleiteten NachprÃ¼fungsverfahrens von Amts
wegen holte der Beklagte unter anderem eine Stellungnahme des behandelnden I
ein, der unter dem 27.05.2015 bei der KlÃ¤gerin eine Rezidivfreiheit und einen
Eintritt der vollen Remission der Krebserkrankung bestÃ¤tigte,
Lymphstaubeschwerden verneinte und als verbliebene Auswirkungen lediglich
Narbenschmerzen benannte. Der Beklagte zog weiterhin einen Bericht des
UniversitÃ¤tsklinikums U vom 29.01.2015 bei, in welchem Hinweise auf ein
Lokalrezidiv oder einen Zweittumor verneint wurden und berichtet wurde, aktuell
bestÃ¼nden keine Beschwerden seitens der Brust. In der versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme vom 26.06.2015 wurde nach Eintritt der HeilungsbewÃ¤hrung der
Teilverlust der rechten Brust mit einem Einzel-GdB von 10 und der Verlust der
EierstÃ¶cke mit einem weiteren Einzel-GdB von 10 und auch der Gesamt-GdB mit
10 bewertet.

Mit Bescheid vom 26.10.2015 hob der Beklagte nach vorheriger AnhÃ¶rung den
Bescheid vom 30.10.2009 mit Wirkung ab 29.10.2015 auf, da kein GdB von
mindestens 20 mehr vorliege. Im Zuge des anschlieÃ�enden
Widerspruchsverfahrens gelangten Arztbriefe bzw. Stellungnahmen des V, vom
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23.11.2015 (Diagnosen: Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen, Angst und depressive
StÃ¶rung, gemischt), der T, vom 05.01.2016, welche Ã¼ber eine
AnpassungsstÃ¶rung der KlÃ¤gerin, sowie Hitzewallungen, SchlafstÃ¶rungen,
mangelhafte Konzentration und mangelhafte KrankheitsbewÃ¤ltigung berichtete,
des B1 vom 29.01.2016, der Ã¼ber ein multifaktorielles Krankheitsbild mit
physischen und zunehmend auch psychischen Belastungen berichtete und des O,
vom 04.07.2016, der unter anderem Ã¼ber eine Coxarthrose, rechts grÃ¶Ã�er als
links, und ein chronisches Lumbalsyndrom berichtete, zu den Akten.

Die M bewertete die GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen der KlÃ¤gerin in ihren
Stellungnahmen vom 09.04.2016 und vom 23.07.2016 mit einem Gesamt-GdB von
30 (Teilverlust der rechten Brust: GdB 10, Verlust der EierstÃ¶cke: GdB 10,
seelische StÃ¶rung, Depression, psychovegetative StÃ¶rungen: GdB 30,
klimakterisches Syndrom: GdB 10, Funktionsbehinderung des rechten
Schultergelenks: GdB 10, Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule: GdB 10,
Funktionsbehinderung beider Kniegelenke, Funktionsbehinderung beider
HÃ¼ftgelenke: GdB 10). Mit Widerspruchsbescheid vom 03.11.2016 gab der
Beklagte dem Widerspruch gegen den Bescheid vom 26.10.2015 insoweit statt, als
der GdB nunmehr 30 seit 29.10.2015 betrage und wies im Ã�brigen den
Widerspruch zurÃ¼ck.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 10.11.2016 Klage beim Sozialgericht Heilbronn (SG)
erhoben, mit der sie ihr Begehren auf Beibehaltung der
Schwerbehinderteneigenschaft weiterverfolgt hat.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige Zeugen schriftlich
vernommen. I hat unter dem 19.07.2017 Ã¼ber einen unauffÃ¤lligen Verlauf der
onkologischen Nachsorge seit Abschluss der Heilbehandlung, zuletzt im Februar
2017, berichtet. S hat unter dem 18.07.2017 in Vertretung des V bei Diagnosen
unter anderem von Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen, Angst und depressiver
StÃ¶rung, gemischt, Ã¼ber eine Depression mit Tagesformschwankungen berichtet.
B1 hat unter dem 31.07.2017 Ã¼ber eine wiederholt auftretende bzw. chronische
Schmerzsymptomatik im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule und beider HÃ¼ftgelenke,
vor allem rechts, bei degenerativen VerÃ¤nderungen berichtet. O hat in seiner
Stellungnahme vom 28.08.2017 Ã¼ber eine Totalendoprothese der rechten HÃ¼fte,
eine Coxarthrose links und ein chronisches Lumbalsyndrom berichtet.

In seiner versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 04.12.2017 hat H die
Auffassung vertreten, mangels objektivierbarer Funktionsbefundungen komme eine
abweichende Beurteilung nicht in Betracht.
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Im ErÃ¶rterungstermin vor dem SG vom 04.04.2018 hat die KlÃ¤gerin Ã¼ber ihre
Wechseljahrbeschwerden und die Gestaltung ihres Tagesablaufs berichtet.

Mit Gerichtsbescheid vom 23.07.2018 hat das SG die Klage abgewiesen. Nach
Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung fÃ¼r die rechte Brust sei noch ein Einzel-GdB von
10 gerechtfertigt, nachdem nachweislich Rezidivfreiheit bestehe, eine reizlose und
unauffÃ¤llige Narbe vorliege und der Lymphabfluss frei sei. Die Entfernung der
EierstÃ¶cke sei bei nicht nachgewiesenen Auswirkungen auf den Hormonhaushalt
gleichfalls mit einem Einzel-GdB von 10 zu bewerten. FÃ¼r das Funktionssystem
â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� sei ein Einzel-GdB von 30 anzusetzen. Eine
darÃ¼berhinausgehende stÃ¤rkere Behinderung lasse sich aus den Arztberichten
sowie aus dem von der KlÃ¤gerin im ErÃ¶rterungstermin gewonnenen Eindruck und
deren Angaben gegenÃ¼ber dem Gericht nicht ableiten. BezÃ¼glich des rechten
Schultergelenks wÃ¼rden keine Befunde vorliegen, die eine hÃ¶here Bewertung als
mit einem Einzel-GdB von 10 gestatten wÃ¼rden. Gleiches gelte fÃ¼r die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen aufgrund der Coxarthrose bzw. der
Totalendoprothese(TEP) der HÃ¼fte. Weder O noch B1 hÃ¤tten relevante Befunde
betreffend die Kniegelenke mitgeteilt, weshalb insoweit keine Zuerkennung eines
Einzel-GdB in Betracht komme. FÃ¼r das chronisch-rezidivierende
LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom nach Zustand nach Bandscheibenvorfall im Segment
L4/L5 und die insoweit vorgetragenen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in Form eines
Klopfschmerzes sowie eines Muskelhartspanns sei ein Einzel-GdB von 10
anzusetzen. Nachdem die Einzel-GdB von 10 nicht zu einer ErhÃ¶hung des Gesamt-
GdB beitragen wÃ¼rden, betrage dieser 30.

Gegen den der KlÃ¤gerin am 25.07.2018 zugestellten Gerichtsbescheid hat diese
am 08.08.2018 Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
eingelegt und zu deren BegrÃ¼ndung im Wesentlichen vorgetragen, die
orthopÃ¤dischen Leiden, insbesondere die Coxarthrose beidseits, der Zustand nach
TEP der rechten HÃ¼fte und das chronische Lumbalsyndrom, seien nicht
sachgerecht bewertet worden. Der behandelnde Nervenarzt habe auf seinem
Fachgebiet einen Einzel-GdB von mindestens 50 fÃ¼r gerechtfertigt erachtet.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 23.07.2018 sowie den
Bescheid vom 26.10.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
03.11.2016 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat von Amts wegen eine Begutachtung auf orthopÃ¤disch-
traumatologischem Fachgebiet durch H1 veranlasst. Der SachverstÃ¤ndige hat in
seinem Gutachten vom 30.12.2019, beruhend auf der Aktenlage und einer
ambulanten Untersuchung im Dezember 2019, ein Zervikalsyndrom mit
BewegungseinschrÃ¤nkung ohne Anhaltspunkte fÃ¼r Nervenwurzelreiz- oder
Ausfallerscheinungen (leicht bis mittelschwer), einen Bewegungsschmerz der
LendenwirbelsÃ¤ule mit diskreter BewegungseinschrÃ¤nkung, gleichfalls ohne
Anhaltspunkte fÃ¼r Nervenwurzelreiz- oder Ausfallerscheinungen (leicht bis
mittelschwer), eine HÃ¼ft-TEP rechts, eine Coxarthrose beidseits (leicht bis
mittelschwer), ein Impingementsyndrom der linken Schulter mit diskreter
FunktionseinschrÃ¤nkung ohne Angabe von Beschwerden (geringfÃ¼gig) und
beginnende degenerative VerÃ¤nderungen der Mittel- und Endgelenke der
Langfinger ohne FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen festgestellt und die
WirbelsÃ¤ulenerkrankungen mit einem Einzel-GdB von 20, die unteren
ExtremitÃ¤ten mit einem weiteren Einzel-GdB von 20 und die oberen ExtremitÃ¤ten
mit einem Einzel-GdB von 10 bewertet. FÃ¼r den Zeitraum zwischen Oktober 2015
und der Endoprothesenimplantation im Jahr 2017 wÃ¼rden keine exakten
Messwerte existieren; auch fÃ¼r diesen Zeitraum gehe er von einem anteiligen GdB
fÃ¼r die HÃ¼fte von 20 aus.

Der Beklagte hat hierzu die versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme des W vom
03.03.2020 vorgelegt wonach fÃ¼r die WirbelsÃ¤ule und beide HÃ¼ftgelenke bei
implantierter HÃ¼ftgelenks-TEP rechts jeweils ein Einzel-GdB von 20 und unter
BerÃ¼cksichtigung des Einzel-GdB von 30 fÃ¼r die seelische StÃ¶rung ein Gesamt-
GdB von 40, dies jedoch erst ab 10.12.2019 (Begutachtung durch H1), zuerkannt
werden kÃ¶nne.

Der Beklagte hat mit Schriftsatz vom 10.08.2020 und die KlÃ¤gerin mit Schriftsatz
vom 20.08.2020 einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung zugestimmt.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird
auf den Inhalt der vorliegenden Verwaltungsakten des Beklagte sowie der
Prozessakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat aufgrund des EinverstÃ¤ndnisses
der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2
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Sozialgerichtsgesetz (SGG) entscheiden kann, ist nach Â§Â§ 143, 144 SGG statthaft
und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, insbesondere form- und fristgerecht (Â§ 151 Abs. 1
SGG) erhoben. Sie ist aber nur teilweise begrÃ¼ndet.

StreitgegenstÃ¤ndlich ist vorliegend der Bescheid vom 26.10.2015 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 03.11.2016, mit dem der Beklagte unter teilweiser
Aufhebung des Bescheids vom 30.09.2010 den Gesamt-GdB ab 29.10.2015 mit nur
noch 30 festgestellt hat. Die hiergegen erhobene Anfechtungsklage ist zulÃ¤ssig,
aber nur teilweise begrÃ¼ndet. Bei der KlÃ¤gerin liegt eine wesentliche
tatsÃ¤chliche Ã�nderung vor, auf Grund derer dieser nur noch ein GdB von 40
zusteht.

ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die Herabsetzung des Gesamt-GdB ist Â§ 48 Abs. 1
Satz 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) in Verbindung mit Â§ 69 Abs. 1 und
3 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX). Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X in
Verbindung mit Â§Â 69 Abs. 1 Satz 1 SGBÂ IX ist, soweit in den rechtlichen oder
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines Verwaltungsaktes mit
Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt, der
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben. Eine Ã�nderung der
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse liegt vor, wenn sich durch das Hinzutreten neuer
GesundheitsstÃ¶rungen oder eine Verschlimmerung der anerkannten
GesundheitsstÃ¶rungen der Gesundheitszustand des behinderten Menschen
verschlechtert oder er sich durch den Wegfall oder einer Besserung bereits
anerkannter GesundheitsstÃ¶rungen gebessert hat. Von einer wesentlichen
Ã�nderung im Gesundheitszustand ist auszugehen, wenn aus dieser die ErhÃ¶hung
oder Herabsetzung des Gesamt-GdB um wenigstens 10 folgt. Ob dies der Fall ist, ist
durch einen Vergleich der fÃ¼r die letzte bindend gewordene Feststellung
maÃ�gebenden Befunde mit den jetzt vorliegenden Befunden zu ermitteln.

FÃ¼r die Ermittlung des GdB gilt folgendes: Rechtsgrundlage ist Â§ 2 Abs. 1 SGB IX
in der bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung in Verbindung mit Â§ 69 SGB IX in der
bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung.

Nach Â§ 2 Abs. 1 SGB IX in der bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung sind
Menschen behindert, wenn ihre kÃ¶rperliche Funktion, geistige FÃ¤higkeit oder
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als 6 Monate von dem
fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft beeintrÃ¤chtigt ist.

Nach Â§ 69 Abs. 1 Satz 1 SGB IX in den bis zum 14.01.2015 und 29.12.2016
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geltenden Fassungen stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden das Vorliegen einer
Behinderung und den GdB fest, wobei als GdB dabei nach Â§Â 69 Abs. 1 Satz 4 und
5 SGB IX in den bis zum 14.01.2015 und 29.12.2016 geltenden Fassungen, nach Â§
69 Abs. 1 Satz 5 und 6 SGB IX in der bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung die
Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft nach Zehnergraden
abgestuft festgestellt werden und eine Feststellung hierbei nur dann zu treffen ist,
wenn ein GdB von wenigstens 20 vorliegt.

Nach Â§ 70 Abs. 2 SGB IX in der bis zum 29.12.2016 geltenden Fassung wird das
Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales ermÃ¤chtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates die GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r die
medizinische Bewertung des GdB und die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die
Vergabe von Merkzeichen maÃ�gebend sind, die nach Bundesrecht im
Schwerbehindertenausweis einzutragen sind. Nach Â§ 70 Abs. 2 SGB IX in der bis
zum 31.12.2017 geltenden Fassung gilt diese ErmÃ¤chtigung fÃ¼r die allgemeine
â�� also nicht nur fÃ¼r die medizinische â�� Bewertung des GdB und die
Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von Merkzeichen sowie auch fÃ¼r die Kriterien
fÃ¼r die Bewertung der Hilflosigkeit. Zwar ist von dieser ErmÃ¤chtigung noch kein
Gebrauch gemacht worden. Indes bestimmt Â§ 159 Abs. 7 SGB IX in der bis zum
31.12.2017 geltenden Fassung, dass â�� soweit eine solche Verordnung nicht
erlassen ist â�� die MaÃ�stÃ¤be des Â§ 30 Abs. 1 BVG und der auf Grund des Â§ 30
Abs. 17 BVG in der bis zum 30.06.2011 geltenden Fassung beziehungsweise Â§ 30
Abs. 16 BVG in der ab dem 01.07.2011 geltenden Fassung erlassenen
Rechtsverordnungen entsprechend gelten. Mithin ist fÃ¼r die konkrete Bewertung
von FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen die ab dem 01.01.2009 an die Stelle der
â��Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetzâ�� (AHP) getretene
Anlage â��Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tzeâ�� (VG) zu Â§ 2 Verordnung zur
DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, Â§ 30 Abs. 1 und Â§ 35 Abs. 1 BVG
(VersMedV) vom 10.12.2008 (BGBl. I S. 2412), die durch die Verordnungen vom
01.03.2010 (BGBl. I S. 249), 14.07.2010 (BGBl. I S. 928), 17.12.2010 (BGBl. I S.
2124), 28.10.2011 (BGBl. I S. 2153) und 11.10.2012 (BGBl. I S. 2122) sowie das
Gesetz vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3234) geÃ¤ndert worden ist, heranzuziehen. In
den VG sind unter anderem die GrundsÃ¤tze fÃ¼r die Feststellung des Grades der
SchÃ¤digungsfolgen (GdS) im Sinne des Â§ 30 Abs. 1 BVG festgelegt worden. Diese
sind nach den VG, Teil A, Nr. 2 auch fÃ¼r die Feststellung des GdB maÃ�gebend.
Die VG stellen ihrem Inhalt nach antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten dar.
Dabei beruht das fÃ¼r die Auswirkungen von GesundheitsstÃ¶rungen auf die
Teilhabe an der Gesellschaft relevante MaÃ� nicht allein auf der Anwendung
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medizinischen Wissens. Vielmehr ist die Bewertung des GdB auch unter Beachtung
der rechtlichen Vorgaben sowie unter Heranziehung des Sachverstandes anderer
Wissenszweige zu entwickeln (BSG, Urteil vom 17.04.2013, B 9 SB 3/12 R, in juris).

Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der GdB nach Â§ 69 Abs. 3 Satz 1 SGB IX in den bis zum 14.01.2015,
29.12.2016 und 31.12.2017 geltenden Fassungen nach den Auswirkungen der
BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Zur Feststellung des GdB werden in
einem 1. Schritt die einzelnen nicht nur vorÃ¼bergehenden GesundheitsstÃ¶rungen
im Sinne von regelwidrigen (von der Norm abweichenden) ZustÃ¤nden nach Â§ 2
Abs. 1 SGB IX und die sich daraus ableitenden, fÃ¼r eine
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung bedeutsamen UmstÃ¤nde festgestellt. In einem 2.
Schritt sind diese dann den in den VG genannten Funktionssystemen zuzuordnen
und mit einem Einzel-GdB zu bewerten. In einem 3. Schritt ist dann in einer
Gesamtschau unter BerÃ¼cksichtigung der wechselseitigen Beziehungen der
einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen der Gesamt-GdB zu bilden. Dabei kÃ¶nnen die
Auswirkungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen ineinander aufgehen (sich
decken), sich Ã¼berschneiden, sich verstÃ¤rken oder beziehungslos
nebeneinanderstehen (BSG, Urteil vom 17.04.2013, B 9 SB 3/12 R, in juris). Nach
den VG, Teil A, Nr.Â 3 Buchst. c ist bei der Bildung des Gesamt-GdB in der Regel von
der BeeintrÃ¤chtigung mit dem hÃ¶chsten Einzel-GdB auszugehen und sodann im
Hinblick auf alle weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und
inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob der
Ausgangswert also wegen der weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen um 10, 20
oder mehr Punkte zu erhÃ¶hen ist, um der Behinderung insgesamt gerecht zu
werden. Insoweit fÃ¼hren nach den VG, Teil A, Nr. 3 Buchst. d, von
AusnahmefÃ¤llen abgesehen, zusÃ¤tzliche leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur
einen GdB von 10 bedingen, nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung, die bei der Gesamtbeurteilung berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnte, auch dann nicht, wenn mehrere derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen
nebeneinander bestehen. Auch bei leichten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit
einem GdB von 20 ist es danach vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche
Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu schlieÃ�en. AuÃ�erdem sind nach
den VG, Teil A, Nr. 3 Buchst. b bei der GesamtwÃ¼rdigung die Auswirkungen mit
denjenigen zu vergleichen, fÃ¼r die in der GdB-Tabelle der VG feste Grade
angegeben sind.
Die Bemessung des GdB ist grundsÃ¤tzlich tatrichterliche Aufgabe. Dabei hat
insbesondere die Feststellung der nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen unter Heranziehung Ã¤rztlichen Fachwissens zu erfolgen
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(BSG, Urteil vom 17.04.2013, a.a.O.).

Nach dieser MaÃ�gabe hat der Beklagte den Bescheid vom 30.10.2009 zu Recht
gemÃ¤Ã� Â§Â 48 Abs.Â 1 Satz 1 SGB X aufgehoben, soweit darin ein Gesamt-GdB
von mehr als 40 festgestellt war. Denn im entscheidungserheblichen Zeitpunkt des
Widerspruchsbescheids als letzter maÃ�geblicher Verwaltungsentscheidung (BSG,
Urteile vom 13.08.1997, 9 RVs 10/96, vom 10.09.1997, 9 RVs 15/96 und vom
11.08.2015, B 9 SB 2/15 R, alle in juris), somit im November 2016, lag eine
wesentliche Ã�nderung als materiell-rechtliche Voraussetzung des Â§ 48 Abs. 1 Satz
1 SGB X vor, aufgrund derer der KlÃ¤gerin nur noch ein Gesamt-GdB von 40
zustand.

Die ursprÃ¼nglich fÃ¼hrende Behinderung der KlÃ¤gerin in Gestalt eines Zustands
nach brusterhaltender Therapie der rechten Mamma bei Mamma-Karzinom ist nach
rezidivfreiem Verstreichen der HeilungsbewÃ¤hrung von 5 Jahren nach Entfernung
des Karzinoms (vgl. VG, Teil B, Nr.Â 14.1) unter BerÃ¼cksichtigung der
verbliebenen EinschrÃ¤nkungen aufgrund der Brustresektion nur noch mit einem
Einzel-GdB von 10 zu bewerten, wie das SG in seiner Entscheidung ausfÃ¼hrlich
dargelegt hat und worauf der Senat zur Vermeidung von Wiederholungen verweist.
Gleiches gilt fÃ¼r die Entfernung der EierstÃ¶cke im Jahre 2010 (VG, Teil B, Nr.
14.2). Der Senat sieht insoweit von einer Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab
(Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Mit zutreffender BegrÃ¼ndung hat das SG weiterhin die Bewertung der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen auf nervenÃ¤rztlichem Gebiet durch den
versorgungsÃ¤rztlichen Dienst des Beklagten mit einem weiteren Einzel-GdB von 30
bestÃ¤tigt, weshalb der Senat auch insoweit gem. Â§ 153 Abs. 2 SGG die Berufung
aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckweist und von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde
absieht.

Eine abweichende Beurteilung ist auch nicht aufgrund des Berufungsvorbringens
der KlÃ¤gerin begrÃ¼ndet. Sie stÃ¼tzt sich auf die sachverstÃ¤ndige
Zeugenaussage des S vom 18.07.2017, in welcher dieser einen Einzel-GdB von 50
mit der BegrÃ¼ndung, die KlÃ¤gerin sei â��in stÃ¤ndiger Bereitschaft, sich erneut
auf eine Verschlechterung des gegenwÃ¤rtigen Gesundheitszustands einzustellen,
was nicht unbedingt zu einer Stabilisierung der psychischen Situationâ�� fÃ¼hre,
fordert. Dabei lÃ¤sst die KlÃ¤gerin allerdings auÃ�er Acht, dass S, der die
Stellungnahme nur in Vertretung fÃ¼r die behandelnden Kollegen abgegeben hat,
selbst von einem â��nurâ�� mittelgradigen Befund ausgeht. Vor allem steht die
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EinschÃ¤tzung des S aber im Widerspruch zu den von ihm vorgelegten
Befundberichten des N vom 10.07.2016 und vom 18.07.2017. Dort wird mitgeteilt,
die KlÃ¤gerin sei bei depressiver Stimmungslage affektiv noch ausreichend
schwingungsfÃ¤hig, bewusstseinsklar, allseits orientiert und bei fehlenden formalen
oder inhaltlichen DenkstÃ¶rungen seien die mnestischen Funktionen intakt. Im
Vordergrund stÃ¼nden derzeit DurchschlafstÃ¶rungen. Zu Recht hat H in seiner
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 04.12.2017 in diesen Befunden eine
bereits stÃ¤rker behindernde psychische StÃ¶rung im Sinne der VG, Teil B, Nr. 3.7
dokumentiert gesehen, die aber mit einem Einzel-GdB von 30 weiterhin umfassend
und sachgerecht bewertet ist. Auch die Angaben der KlÃ¤gerin im
ErÃ¶rterungstermin vor dem SG vom 04.04.2018 lassen nicht den Schluss auf einen
erheblichen sozialen RÃ¼ckzug zu und imponieren im Hinblick auf den Arbeitsweg
von arbeitstÃ¤glich 2 Stunden einfach, den die mittlerweile berentete KlÃ¤gerin zu
dieser Zeit noch regelmÃ¤Ã�ig zurÃ¼ckgelegt hat. Eine solch ausgeprÃ¤gte
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit, dass bereits eine
AusschÃ¶pfung des oberen Rahmenwerts fÃ¼r stÃ¤rker behindernde StÃ¶rungen
im Sinne der VG, Teil B, Nr. 3.7 oder aber gar eine schwere StÃ¶rung mit
mittelgradigen sozialen Anpassungsschwierigkeiten gerechtfertigt wÃ¤re, lÃ¤sst
sich weder den Befundberichten des N noch dem Befund des S noch den Angaben
der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber dem SG entnehmen.

FÃ¼r das Funktionssystem Rumpf ist allenfalls ein Einzel-GdB von 20 anzusetzen.
Der SachverstÃ¤ndige hat bei der KlÃ¤gerin ein leichtes bis mÃ¤Ã�iges
Funktionsdefizit im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule mit einem korrespondierenden
rÃ¶ntgenologischen Befund und eine ebenfalls leicht eingeschrÃ¤nkte
Beweglichkeit der HalswirbelsÃ¤ule, gleichfalls mit entsprechendem
rÃ¶ntgenologischen Befund degenerativer VerÃ¤nderungen festgestellt, wobei
weder im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule noch im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule
Anhaltspunkte fÃ¼r Nervenwurzelreiz- oder Ausfallserscheinungen festgestellt
wurden. Angesichts des klinischen Befundes des SachverstÃ¤ndigen sind die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen sowohl im HalswirbelsÃ¤ulen- wie auch im
LendenwirbelsÃ¤ulenbereich als leicht bis mittelschwer zu bewerten. Im Hinblick auf
die VG, Teil B, Nr. 18.9, welche bei mittelgradigen funktionellen Auswirkungen in
einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt einen Einzel-GdB von 20 vorsehen, erscheint es in
der Gesamtschau und in WÃ¼rdigung des Umstandes, dass 2
WirbelsÃ¤ulenabschnitte betroffen sind, in Ã�bereinstimmung mit dem
SachverstÃ¤ndigen und dem Versorgungsarzt W vertretbar, auch bei der KlÃ¤gerin
fÃ¼r die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen der WirbelsÃ¤ule einen Einzel-GdB von 20
zu Grunde zu legen, wenngleich es sich hierbei um eine sehr weitreichende
Bewertung handelt.
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Wenngleich der SachverstÃ¤ndige naturgemÃ¤Ã� den Zustand zum Zeitpunkt der
Begutachtung im Dezember 2019 â�� und damit einen Zustand 3 Jahre nach dem
hier maÃ�geblich interessierenden â�� abgebildet hat, ist der Senat Ã¼berzeugt,
dass bereits im November 2016 eine FunktionsbeeintrÃ¤chtigung der WirbelsÃ¤ule
im heutigen AusmaÃ� vorgelegen hat. Denn die KlÃ¤gerin hat wÃ¤hrend des
gesamten Verwaltungs- und Gerichtsverfahren durchgehend und konsistent den
Beginn ihrer RÃ¼ckenbeschwerden auf ein halbes Jahr nach Abschluss der
Chemotherapie im Oktober 2009 datiert, ohne dass es Anhaltspunkte fÃ¼r eine
Verschlimmerung oder Verbesserung dieser Beschwerden im seither verstrichenen
Zeitraum gibt oder die KlÃ¤gerin solche geltend gemacht hat. Dies wird auch durch
die Berichte und Stellungnahmen der behandelnden Ã�rzte bestÃ¤tigt. So hat B1
bereits im Januar 2016 Ã¼ber erhebliche WirbelsÃ¤ulenbeschwerden und O im Juli
2016 Ã¼ber ein chronisches unteres Zervikal- und Lumbalsyndrom mit
BewegungseinschrÃ¤nkungen berichtet.

Der Senat folgt dem SachverstÃ¤ndigen auch insoweit, als dieser von einem Einzel-
GdB fÃ¼r die HÃ¼ftbeschwerden von 20 fÃ¼r den hier interessierenden Zeitpunkt
ausgegangen ist. Der vom SachverstÃ¤ndigen im Rahmen seiner ambulanten
Untersuchung im Dezember 2019 erhobene Befund nach im Jahr 2017 erfolgter
HÃ¼ft-TEP rechts spielt allerdings nur insoweit eine Rolle, als er bei Diagnose einer
beidseitigen Coxarthrose fÃ¼r die linke, bislang nicht mit einer TEP versorgten
HÃ¼fte nur geringgradige BewegungseinschrÃ¤nkungen erhoben hat, die fÃ¼r sich
genommen in Anwendung der VG, Teil B, Nr.Â 18.14 keinen Einzel-GdB von
wenigstens 10 rechtfertigen (Streckung/Beugung 110-0-0 Grad mit StÃ¶rung der
DrehfÃ¤higkeit) und es angesichts fehlender entsprechender Befunde und des
degenerativen, voranschreitenden Charakters der Erkrankung keine Anhaltspunkte
fÃ¼r eine schwerere AusprÃ¤gung der BewegungseinschrÃ¤nkung zum damaligen
Zeitpunkt gibt.

Im Hinblick auf die rechte HÃ¼fte konnte die Begutachtung mehr als 3 Jahre nach
Erlass des Widerspruchsbescheids und nach erfolgter TEP-Implantation 2017 keine
tragfÃ¤higen Aussagen zum AusmaÃ� der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zum
relevanten Zeitpunkt erbringen. Auch liegen fÃ¼r die rechte HÃ¼fte keine exakten
Messwerte fÃ¼r den maÃ�geblichen Zeitpunkt vor. So hat B1 in seiner
Stellungnahme gegenÃ¼ber dem SG lediglich von einer deutlichen Zunahme von
Bewegungsschmerz und BewegungseinschrÃ¤nkung im Bereich vor allem der
rechten HÃ¼fte seit 2010 berichtet und O im Juli 2016 gegenÃ¼ber dem Beklagten
von einer â��eingemauertenâ�� Coxarthrose â��rechts grÃ¶Ã�er linksâ��
gesprochen. Zu Recht hat der SachverstÃ¤ndige aber darauf verwiesen, dass die
Indikation zur TEP-Implantation lediglich bei deutlichen Beschwerden gestellt wird,
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weshalb davon auszugehen ist, dass bereits im November 2016 bei der KlÃ¤gerin
eine Beschwerdesituation im HÃ¼ftbereich vorgelegen hat, welche entsprechend
dem oberen Rahmenwert des bei geringgradigen BewegungseinschrÃ¤nkungen
vorgesehenen Einzel-GdB mit 20 zu bewerten ist.

Dabei verkennt der Senat nicht, dass die aus einer GesundheitsstÃ¶rung
resultierenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen nachgewiesen sein mÃ¼ssen.
Vorliegend hat es der Beklagte jedoch unterlassen, hinreichende Ermittlungen zum
AusmaÃ� der bei der KlÃ¤gerin vorhandenen FunktionseinschrÃ¤nkungen â��
beispielweise durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens â��
vorzunehmen, obgleich O auf eine nicht unerhebliche FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
(unter anderem) im Bereich der HÃ¼ftgelenke hingewiesen hat. Die M hat sich in
ihrer Stellungnahme vom 23.07.2016 dennoch darauf beschrÃ¤nkt, darauf
hinzuweisen, dass die Funktionsminderungen und degenerativen VerÃ¤nderungen
in den Stellungnahmen der Ã�rzte nicht ausreichend beschrieben seien, weshalb
nur eine Mindesteinstufung (mit einem Einzel-GdB von 10) empfohlen werden
kÃ¶nne. Die VersorgungsÃ¤rztin hat damit zum Ausdruck gebracht, dass die
FunktionseinschrÃ¤nkungen nicht ausreichend aufgeklÃ¤rt sind und hat, statt die
sich damit aufdrÃ¤ngenden weiteren Beweiserhebungen durch den Beklagten zu
fordern (zumal in der hier vorliegenden Aufhebungssituation, in welcher der
Beklagte mit dem Nachweis einer Besserung des Gesundheitszustands der
KlÃ¤gerin grundsÃ¤tzlich beweisbelastet ist), zulasten der KlÃ¤gerin die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung mit einem (in der Gesamtbewertung regelmÃ¤Ã�ig
irrelevanten) Einzel-GdB von 10 â��veranschlagtâ��. Die insoweit fehlenden
Ermittlungen sind auch nicht vom SG nachgeholt worden. Durch die vom Senat
veranlasste Beweiserhebung konnten insoweit aus den oben beschriebenen
GrÃ¼nden keine tragfÃ¤higen Aussagen mehr zum maÃ�geblichen Zeitpunkt
gewonnen werden, auf die sich der Senat hÃ¤tte stÃ¼tzen kÃ¶nnen. Der Umstand,
dass der Beklagte seinerzeit den Sachverhalt nicht umfassend ermittelt und auf
dieser unsicheren Grundlage zeitlich unbefristete Feststellungen im Wege der
Herabsetzung des zuerkannten GdB getroffen hat, geht daher zu seinen Lasten,
wenn â�� wie hier â�� die in der Vergangenheit liegenden tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse nicht mehr vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt werden kÃ¶nnen (LSG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 28.03.2019, L 13 SB 101/16, juris).

FÃ¼r etwaige GesundheitsstÃ¶rungen im Bereich der Kniegelenke ist kein Einzel-
GdB zu vergeben. Soweit O in seiner Stellungnahme vom Juli 2016 die Diagnose
einer Retropatellararthrose ohne weitere AusfÃ¼hrungen zum Schweregrad
genannt hat, hat er diese Diagnose in der gegenÃ¼ber dem SG erfolgten
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage nicht mehr wiederholt, worauf bereits das SG
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zutreffend hingewiesen hat, und hat auch B1 bezÃ¼glich der Kniegelenke keine
Befunde mitgeteilt, weshalb bereits keine Behinderung nachgewiesen ist. Auch der
SachverstÃ¤ndige hat fÃ¼r die beiden Kniegelenke Normalwerte erhoben und
keinen auffÃ¤lligen Befund festgestellt.

Gleiches gilt, soweit in der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 19.01.2016,
wohl gestÃ¼tzt auf den Reha-Entlassungsbericht W2 vom 03.12.2019 und die dort
diagnostizierte SchulterlÃ¤sion rechts, ein Einzel-GdB von 10 fÃ¼r eine
Funktionsbehinderung des rechten Schultergelenks vorgeschlagen worden ist.
Weder O noch B1 haben Ã¼ber einen relevanten Schulterbefund berichtet,
geschweige denn eine entsprechende Diagnose gestellt. Das Fehlen einer
relevanten BeeintrÃ¤chtigung zum maÃ�geblichen Zeitpunkt wird im Ã�brigen
durch das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen bestÃ¤tigt, der zum Zeitpunkt der
Begutachtung nur eine geringe, die Funktion der oberen ExtremitÃ¤ten nicht
erkennbar beeintrÃ¤chtigende FunktionseinschrÃ¤nkung ohne radiologisch
altersvorauseilenden Befund festgestellt und gleichfalls einen Einzel-GdB von
wenigstens 10 verneint hat.

Im Hinblick auf das zuletzt vom Versorgungsarzt W mit einem Einzel-GdB von 10
bewertete klimakterische Syndrom kommt jedenfalls kein hÃ¶herer Einzel-GdB in
Betracht. Ausweislich der Angaben der KlÃ¤gerin im ErÃ¶rterungstermin vor dem
SG und gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen erschÃ¶pft sich dieses in vermehrten
Hitzewallungen, die, so ihre Angaben gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen, in
vermehrten DurchschlafstÃ¶rungen mÃ¼nden wÃ¼rden. Weitere mit dem
klimakterischen Syndrom einhergehende Beschwerden lassen sich auch den
Ã¤rztlichen Stellungnahmen und Befundberichten nicht entnehmen, soweit diese
Ã¼berhaupt hierzu AusfÃ¼hrungen enthalten. Dabei ist zu beachten, dass die
Einschlaf- und DurchschlafstÃ¶rungen bereits (als psychovegetative
Begleitsymptomatik) fÃ¼r die Rechtfertigung des Einzel-GdB von 30 auf seelischen
Gebiet herangezogen worden sind. Damit liegt eine Bewertung des klimakterischen
Syndroms mit einem Einzel-GdB von 10 bereits an der Obergrenze des
Vertretbaren.

FÃ¼r weitere GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen gibt es weder Anhaltspunkte, noch
hat die KlÃ¤gerin solche geltend gemacht.

Der Gesamt-GdB im maÃ�geblichen Zeitpunkt betrÃ¤gt damit 40.

Ausgangspunkt fÃ¼r die Bewertung des Gesamt-GdB ist der fÃ¼hrende Einzel-GdB
von 30 fÃ¼r die seelische Erkrankung, der sich durch das Hinzutreten der mit einem
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Einzel-GdB von 20 zu bewertenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen fÃ¼r die
HÃ¼fterkrankung erhÃ¶ht. Der weitere Einzel-GdB von 20 fÃ¼r die
WirbelsÃ¤ulenerkrankung fÃ¼hrt entgegen der Auffassung des SachverstÃ¤ndigen
H1 nicht zu einer weiteren ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB. Soweit der
SachverstÃ¤ndige zur BegrÃ¼ndung seiner Auffassung auf eine negative
Ã�berschneidung zwischen der EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit der
LendenwirbelsÃ¤ule und der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen im Bereich der rechten
HÃ¼fte verweist, lÃ¤sst er unberÃ¼cksichtigt, dass die nur leicht bis mittelschwer
eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule fÃ¼r sich
genommen keinen Einzel-GdB von 20 rechtfertigt, sondern nur unter
BerÃ¼cksichtigung der weiteren Behinderung im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule mit
einem Einzel-GdB von 20 bewertet werden kann. Auch kann bei der Bestimmung
des Gesamt-GdB nicht auÃ�er Betracht bleiben, dass die Bewertung der
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden mit einem Einzel-GdB von 20 sehr weitreichend ist. Die
weiteren Einzel-GdB von 10 fÃ¼hren zu keiner ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB. Eine
Gleichstellung der KlÃ¤gerin mit einem behinderten Menschen, der an einer
schweren psychiatrischen StÃ¶rung, wie z.B. einer schweren Zwangskrankheit
leidet (dann GdB 50, vergleiche VG, Teil B, Nr. 3.7) oder der ein Bein im
Unterschenkel verloren hat (vgl. VG, Teil B, Nr. 18.14) ist daher nicht gerechtfertigt.

Nachdem der Beklagte den ursprÃ¼nglich zuerkannten GdB von 50 mit den
angefochtenen Bescheiden auf nur noch 30 festgesetzt hat, war der
Gerichtsbescheid des SG abzuÃ¤ndern und der Bescheid vom 26.10.2015 in Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 03.11.2016 insoweit aufzuheben und die Berufung
im Ã�brigen, d.h. soweit sie auf die Zuerkennung eines GdB von mehr als 40
gerichtet war, zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt unter anderem
den Umstand, dass der Beklagte mit seiner mangelhaften Beweiserhebung im
Verwaltungsverfahren Anlass fÃ¼r die Klageerhebung gegeben hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.
Â 
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